
Die ecuadorianische Botschaft in London ist derzeit Schauplatz eines Kräftemessens. Drinnen befindet sich seit Wochen Julian As-
sange, der Gründer der Enthüllungsplattform Wikileaks, dessen Auslieferung Schweden verlangt. Weil der 41-Jährige aber befürch-
tet, man werde ihn an die USA überstellen, hat er Asyl in Ecuador beantragt – und am Donnerstag auch erhalten. Was nun wird, ist of-
fen, denn London will Assange auf keinen Fall ziehen lassen. FOTO: MATTHEW LLOYD/GETTY R Seiten 3 und 4

Kairo – Der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen wird die Beobachtermission in
Syrien (Unsmis) nicht verlängern. „Unsmis
wird auslaufen“, sagte der französische
UN-Botschafter Gérard Araud am Donners-
tag in New York nach Beratungen des Gre-
miums. Die Präsenz der Organisation in Sy-
rien werde aber andauern. In einem Brief
an den UN-Generalsekretär Ban Ki Moon
habe er die Eröffnung eines Verbindungs-
büros in Damaskus unterstützt, sagte
Araud. Ban hatte zuvor an das Regime wie
die Opposition appelliert, die Gewalt zu
stoppen und in einen Dialog einzutreten.
„Die Menschen in Syrien haben zu viel und
zu lange gelitten“, sagte er. China drängte
Präsident Baschar al-Assad zu Dialog und
Reformen. Außenminister Yang Jiechi sag-
te, seine Regierung sei über die Lage äu-
ßerst beunruhigt und erwarte, dass Damas-
kus dem Wunsch des Volks nach Verände-
rungen nachkomme. SZ R Seite 8

Berlin – Ex-Bundesaußenminister Josch-
ka Fischer (Grüne) hat seine Teilnahme an
einer gemeinsamen Aktion aller noch le-
benden ehemaligen und amtierenden Au-
ßenminister für Europa abgesagt. Fischer
sagte der Süddeutschen Zeitung, er habe
„mit allergrößter Verwunderung“ Berichte
gelesen, die zeigten, dass die „ursprüng-
lich begrüßenswerte Initiative von Stiftun-
gen vom Ministerbüro des Auswärtigen
Amtes gekapert“ worden sei. Er sei des-
halb „draußen aus dieser Initiative“. Es
handele sich leider nur noch um eine „Kam-
pagne für Westerwelle“. RRO R Seite 5
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Berlin – Angesichts steigender Kosten für
den Ausbau erneuerbarer Energien will
Bundesumweltminister Peter Altmaier
(CDU) die Förderung des Ökostroms um-
krempeln. Wegen des rasanten Wachs-
tums der erneuerbaren Energien wird für
Millionen Haushalte und Gewerbetreiben-
de im kommenden Jahr die Stromrech-
nung höher ausfallen – der Ausbau wird in
Deutschland per Umlage von Haushalten
und Gewerbebetrieben finanziert. „Wir
müssen in diesem Bereich etwas tun“, sag-
te Altmaier. Mittelfristig müssten die Öko-
energien auch ohne Förderung marktfähig
werden. Bis kommenden Monat wolle er ei-
nen Verfahrensvorschlag für eine Reform
der Ökostrom-Förderung vorlegen, über
den alle Beteiligten diskutieren können.

Das Thema drängt, denn der Koalitions-
partner FDP hat die wachsenden Kosten
für erneuerbare Energien längst für den
Wahlkampf im Blick. Zuletzt hatte Bundes-
wirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP)
ein „neues System“ gefordert. Die Zukunft
des Ökostroms solle auch Gegenstand ei-
nes Spitzentreffens im Kanzleramt Ende
des Monats sein. Dagegen will Altmaier
nun vor allem Zeit gewinnen: „Ich halte
nichts von Schnellschüssen“, sagte er. Ziel
sei vielmehr, Vorbereitungen für eine Re-
form nach der kommenden Bundestags-
wahl zu treffen. Um Stromkunden schon
vor der Gesetzesänderung finanziell zu ent-
lasten, wolle er dem Preisanstieg mit kos-
tenlosen Energieberatungen für einkom-
mensschwache Haushalte begegnen.
Durch Einsparungen könnten Stromkos-
ten bis zu 30 Prozent gesenkt werden.

Die Vorschläge sind Teil eines lange an-
gekündigten Zehn-Punkte-Programms,
das Altmaier am Donnerstag in Berlin vor-
stellte. Darin fordert er auch nicht weniger
als einen „neuen politischen und gesell-
schaftlichen Konsens“ zur Energiewende.
Der Ausstieg aus der Atomkraft und der
Schwenk hin zu erneuerbaren Energien sei
„irreversibel“, sagte Altmaier am Donners-
tag in Berlin. Allerdings müssten sich
Bund und Länder darauf verständigen, wo
konkret welche Ökoenergien ausgebaut
werden sollen und „welche Kabel mit wel-
cher Priorität bis wann verlegt werden sol-
len“, heißt es in dem Plan, den Altmaier
„Mit neuer Energie“ überschrieben hat.

Einen Konsens mit den Ländern will Alt-
maier auch bei der Suche nach einem End-
lager finden – und das noch bis Ende Sep-
tember. Noch in diesem Jahr solle das ent-

sprechende Gesetz verabschiedet werden.
Die Gespräche dazu dümpeln seit Mona-
ten dahin, obwohl viele Streitpunkte
längst ausgeräumt sind.

Noch schwieriger liegen die Dinge beim
Klimaschutz. Vor der Klimakonferenz in
Doha im Dezember müsse sich die EU auf
ein höheres Klimaziel einigen, forderte Alt-
maier. Bislang haben sich die Europäer ver-
pflichtet, bis 2020 ein Fünftel weniger
Emissionen zu verursachen als noch 1990.
Deutschland unterstützt eine Anhebung
auf 30 Prozent. Doch die polnische Regie-
rung ist dagegen. In Kürze reist Altmaier
deshalb zu seinem polnischen Kollegen. Be-
wegung aber zeichnet sich nicht ab. Auch
Altmaier räumt ein, dass sich längst nicht
alle Ziele erreichen lassen. „Wenn wir
schaffen, 50 Prozent umzusetzen, sind wir
schon gut dran“, sagt er. R Seite 4

Gestrandet Manche Griechen sind so ver-
zweifelt, dass sie lieber sterben, als ihre
Würde zu verlieren.
Geschüttelt Kokainjunkie, Satansjünger –
Paulo Coelho erzählt von seinem unfassba-
ren Leben.
Gerührt Die Welt der Barkeeper hat einen
neuen Guru: Stanislav Vadrna mischt
Drinks mit Buddhismus.

Liegt nicht der gesamten Auslandsauflage bei

(SZ) Soso, liebes Bienchen, wir sind dir also
nicht mehr gut genug? Du willst lieber eine
Stadtbiene als eine Landbiene sein? Du
sagst, es zieht dich in die große Stadt mit
ihren Autos, die doch viel lauter summen
können als du, und ihren Aperol-Spritz-
verseuchten Straßencafés. Du sagst, du
hast genug vom Außendienst und keinen
Bock mehr – Kind, was sind denn das für
Töne? –, deinen Rüssel in anderer Leute
Blumen zu stecken. Und dass du es satt
hast, nie eine Privatsphäre zu haben, im-
mer mit den anderen in den Bienenstock-
betten. Du willst auch mal bummeln gehen
und abends ins Kino, den Luxus genießen
von Fernwärme und öffentlichem Nahver-
kehr. Und auf dem Land sei es schon lange
nicht mehr so lustig. Überall Discounfälle,
Komasaufen und häusliche Gewalt. Mil-
ben und Pestizide machten dir das Leben
schwer, zu beißen gebe es kaum noch et-
was – ob ich noch nie vom Bienensterben
gehört hätte. In der Stadt dagegen könne
man sich an jedem Balkon satt essen. All
you can eat! Es stünde ja sogar in der Zei-
tung, dass es Bienen in der Großstadt bes-
ser haben als auf dem Land.

Gut, die Hummeln hattest du ja immer
schon im Hintern, wenn man das mal so
sagen darf. Flatterhaft von Natur aus. Und
gesellig bist du auch. Wer im Bienenstock
aufgewachsen ist, sollte auch im Berghain
zurechtkommen. Natürlich wirst du auf
dem Dancefloor eine gute Figur machen,
Schatz – Rund- und Schwänzeltanz hast
du drauf. Da muss man sich keine Sorgen
machen. Und stadtfein bist du sowieso.
Dein gelb-schwarz Geringeltes war im
Grund immer schon zu extravagant für die
Dorfdisco. Aber weißt du auch, was in der
Stadt alles passieren kann? Überall Glas,
an dem sich so eine dumme Liesel wie du
den Kopf anhaut. Und auch moralisch erlei-
det ein junges unschuldiges Ding vom
Land ganz schnell mal Bruchlandung.

Und wo willst du überhaupt wohnen?
Ach so, du kannst erst mal bei einer Freun-
din unterkriechen. Dafür hat Madame also
auch schon gesorgt! Wo soll das sein? In
Kassel? Ihr jobbt da bei so einer Kunstaus-
stellung? Documenta? Ihr seid, wie heißt
das, Performerinnen? Doch hoffentlich
nichts Unanständiges, Liebes? Was sagst
du, dass da ganz viele andere Tiere und
Pflanzen auch sind. Kind, du sprichst aber
nicht von der Bundesgartenschau, wo dei-
ne Tante mal so fürchterlich abgestürzt
ist? Ihr klebt da Waben um den Kopf einer
liegenden Nackten? Und man hat euch
gesagt, dass ihr viel tollere Künstlerinnen
seid als die Menschen? Weil Bienen immer
schon Brückenbauerinnen waren zwi-
schen Natur und Kultur. Weshalb ihr als ge-
borene Kümmerfrauen das schöpferische
Potenzial der Tierwelt repräsentiert. Kind-
chen, das hört sich gefährlich an. Wenn da
mal nicht eine Sekte dahinter steckt. Was,
die Documenta-Chefin hat gar keinen
Stich, die ist eine studierte Frau? Na dann,
guten Flug und ruf bald wieder an!

Verbreitet Sonnenschein und trocken. Im
Norden örtlich stärkere Bewölkung und
nur ganz vereinzelt Schauer. Die Tempera-
turen bewegen sich zwischen 22 Grad an
der Küste und bis zu 31 Grad am Ober-
rhein. R Seite 15

Altmaier stellt Ökostrom-Hilfen in Frage
Umweltminister kündigt an, staatliche Förderung mittelfristig zu beenden.

Eine kostenlose Energie-Beratung soll die Verbraucher zu mehr Sparsamkeit bewegen

Berlin – Ständige Erreichbarkeit, wech-
selnde Arbeitsplätze, häufige Überstun-
den – durch die zeitliche und räumliche Fle-
xibilisierung der Arbeitswelt stoßen Arbeit-
nehmer zunehmend an die Grenzen ihrer
Belastbarkeit. Das geht aus dem AOK-Fehl-
zeitenreport 2012 hervor. Folgen seien et-
wa Erschöpfung, Kopfschmerzen und Nie-
dergeschlagenheit. SZ R Wirtschaft

Asyl für Assange

Moskau – Der inhaftierte russische Oppo-
sitionelle Michail Chodorkowskij hat Präsi-
dent Wladimir Putin vorgeworfen, die Akti-
vistinnen der Punkband Pussy Riot poli-
tisch zu verfolgen. „Das Ziel ist es, Kriti-
kern des Regimes eine Lektion zu ertei-
len“, antwortete der 49-Jährige in einem
über Monate schriftlich geführten Inter-
view mit der Süddeutschen Zeitung. Das Ge-
richt werde „nur ein Urteil bestätigen, das
anderswo aufgeschrieben wurde – in der
Staatsanwaltschaft oder irgendeiner ande-
ren staatlichen Instanz“. Die Verkündung
des Urteils gegen die drei Frauen ist für die-
sen Freitag angesetzt.

Die Justiz sei Teil des Machtapparats,
kritisierte der einst reichste Mann Russ-
lands und frühere Chef des Ölkonzerns Yu-
kos. Er selbst war in zwei umstrittenen Pro-

zessen unter anderem wegen Betrugs, Ver-
untreuung, Steuerhinterziehung, Geld-
wäsche und Öldiebstahls zu langjährigen
Haftstrafen verurteilt worden, die er in ei-
nem Lager in Karelien verbüßt.

Chodorkowskij, einer der entschiedens-
ten Kritiker des Kreml, warf Putin vor, den
zunehmenden Verlust seines Ansehens
durch Repression ausgleichen zu wollen.
Dies gefährde das Ansehen des Staates, zu-
mindest in den Augen des aktiven Teils der
russischen Gesellschaft. Das Problem von
Autokraten sei der Verlust des Realitäts-
sinns, sagte er mit Blick auf den russischen
Präsidenten. Die große Kluft zwischen
Staat und Gesellschaft werde weiter wach-
sen, wenn die Menschen eingeschüchtert
würden. So bringe die Staatsmacht „den
Mechanismus des arabischen Frühlings in

Bewegung, indem sie die Menschen vor die
Wahl stellt: sich abzufinden oder zu rebel-
lieren“.

Chodorkowskij prophezeit weiter, dass
sich in den kommenden drei bis fünf Jah-
ren in Russland eine Opposition aus der
wachsenden Mittelschicht formieren wer-
de. Seine Ansichten zu äußern, dazu ent-
schieden sich bisher vor allem Bürger, die
kaum vom Staat abhingen. Von diesen ge-
be es in Moskau mehr als in der Provinz. Al-
lerdings sei die Wahrscheinlichkeit, dass
sich die Jugend mit der Repression abfin-
de, „gleich null“. Dagegen sei die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass Repressionen ge-
gen die Jugend „die ältere Generation zwin-
gen, ihre Zurückhaltung zu vergessen“.

In Moskau stellten die Behörden einen
Tag vor dem erwarteten Urteil gegen die

Pussy-Riot-Aktivistinnen die Vorsitzende
Richterin am Chamowniki-Gericht, Mari-
na Syrowa, unter Polizeischutz. Sie sei von
Unterstützern der Musikerinnen bedroht
worden, hieß es zur Begründung. Die seit
fünf Monaten in U-Haft sitzenden Band-
Mitglieder Nadjeschda Tolokonnikowa,
Maria Aljochina und Jekaterina Samuze-
witsch müssen sich wegen „Rowdytums“
und „Aufstachelung zum religiösen Hass“
verantworten. Sie hatten im Februar in der
Moskauer Christ-Erlöser-Kathedrale eine
Punk-Andacht aufgeführt. Darin baten sie
die Mutter Gottes, Putin zu vertreiben. Der
Auftritt kurz vor der Präsidentenwahl war
als Protest gegen den später als Staatschef
wiedergewählten Putin und dessen Bezie-
hungen zur mächtigen russisch-orthodo-
xen Kirche gedacht. SZ R Seite 7

Am Werbematerial kann es nicht liegen.
Vom Handzettel des Bundesbildungsmi-
nisteriums blickt dem Leser eine braunäu-
gige Studentin auf Hochglanz entgegen,
ihr Gesicht ist in zwei Hälften geteilt, was
aber gleich mit der Überschrift erklärt
wird: „Die ganze Zukunft zum halben
Preis“. Im Sinne der Geschlechtergerech-
tigkeit gibt es den raffinierten Augenfän-
ger wahlweise auch mit gelocktem Stu-
denten auf dem Titelblatt. Die Rede ist
vom Deutschland-Stipendium, einem
der großen Förderprogramme für Studie-
rende in Deutschland.

Zumindest war es groß gedacht. Jeder
zwölfte Kommilitone sollte in den Genuss
von 300 Euro im Monat kommen, die Hälf-
te des Geldes müssen Private beisteuern,
die andere Hälfte legen Bund und Länder
dazu. Die Werbekampagne sollte Unter-
nehmen und Privatpersonen dazu brin-
gen, ihre Kassen zu öffnen. „Damit geben
Sie etwas von dem zurück, das Sie selbst

im Zuge Ihrer Ausbildung bekommen ha-
ben“, wirbt Bundesbildungsministerin
Annette Schavan (CDU). Doch zwei Jahre
nach dem Start zeigt sich nun: Es gibt zu
wenige, die „zurückgeben“ oder spenden
wollen. Schavan hat die Zielmarken für
den Aufbau des Stipendienprogramms
deutlich runtergesetzt, wie aus der Ant-
wort ihres Ministeriums auf eine Anfrage
der Grünen im Bundestag hervorgeht.

Dieses Jahr soll demnach ein Prozent
aller Studenten von der Hilfe profitieren,
im Wintersemester 2013/2014 dann gera-
de einmal 1,5 Prozent. „Mittelfristig“ wol-
le man weiterhin das ursprüngliche Ziel
von acht Prozent schaffen, schreibt das
Ministerium. Ist nur die Frage, wie weit
man diesen Begriff dehnt: Wenn es in die-

sem Tempo weitergeht, dann werden die
acht Prozent frühestens in 14 Jahren er-
reicht sein. Auch das Ministerium selbst
hatte vor zwei Jahren in seinem Gesetzent-
wurf noch mit mehr Spendierfreude ge-
rechnet und gut das Doppelte an geförder-
ten Studenten eingeplant.

Woran liegt das? Sind Deutschlands Un-
ternehmen zu geizig? Oder die Hochschu-
len als zuständige Stipendienwerber zu
träge? Fakt ist, dass sich bisher ein Viertel
aller Hochschulen gar nicht an dem Pro-
gramm beteiligt hat, darunter große Uni-
versitäten wie die in Hamburg. Bei so vie-
len Hochschulen in der Stadt bestehe die
Gefahr, dass man sich gegenseitig die
Geldgeber abspenstig mache, sagt der
Präsident der Hamburger Uni, Dieter Len-

zen. Man müsse sich erst koordinieren.
Zudem wolle man mögliche Geldgeber
nicht mit Anfragen bombardieren. „Wir
müssen die oft großen Spendensummen
für Forschung und Lehre abwägen gegen-
über der Einwerbung von Einzelstipendi-
en.“ Nach Lenzens Erfahrung kommt hin-
zu, dass die Unternehmer mehr beteiligt
werden wollen: Sie möchten die Stipendia-
ten mit aussuchen und später bevorzugt
für eine Anstellung umwerben dürfen.
Doch das ist so nicht vorgesehen.

Für die Grünen zeigt das maue Interes-
se, dass das ganze Modell ein Irrweg sei.
Die oft nur für ein Jahr bewilligten „Kurz-
zeitstipendien“, die von einem Stifter ab-
hingen, gingen am Bedarf der Studieren-
den vorbei, sagt der Initiator der Anfrage,
der Bildungspolitiker Kai Gehring. Nutz-
nießer seien vor allem die Unternehmen:
Sie könnten ein Stipendium als Wohltat
verkaufen – und auch noch von der Steu-
er absetzen.  ROLAND PREUSS
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Chodorkowskij: Putin missbraucht „Pussy Riot“-Prozess
Russlands prominentester Gefangener erklärt im SZ-Interview, warum das Gericht nicht unabhängig ist
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INTERVIEW: FRANK NIENHUYSEN

D ie Frage, wie viel Zeit für ein Inter-
view besteht, erübrigt sich im Fall
Michail Chodorkowskij. Der einst

reichste Mann Russlands sitzt in einem Ge-
fängnis in Karelien. Antworten auf schrift-
liche Fragen zogen sich über Wochen hin,
wurden teils von aktuellen Ereignissen
überholt, und immer wieder baten die An-
wälte um Geduld. Der 49 Jahre alte ehema-
lige Chef des Ölkonzerns Yukos war im Ok-
tober 2003 verhaftet und später wegen Be-
trugs, Veruntreuung und Steuerhinterzie-
hung zu langjähriger Haft verurteilt wor-
den. In einem zweiten umstrittenen Pro-
zess wurde der Kritiker von Präsident Wla-
dimir Putin 2010 wegen Öldiebstahls und
Geldwäsche erneut verurteilt – in jenem
Moskauer Chamowniki-Gericht, in dem
nun auch der Prozess gegen die drei Frau-
en der Punkgruppe Pussy Riot stattfindet.

SZ: Geht es im Fall Pussy Riot um die Be-
strafung von Gegnern der Regierung
und der Kirche oder ist der Vorwurf des
Rowdytums gerechtfertigt?
Michail Chodorkowskij: Zweifellos kann
man das Benehmen der Frauen in der Ka-
thedrale als eine unannehmbare Heraus-
forderung empfinden. Aber eine negative
ethische Beurteilung heißt nicht, dass es ei-
ne Straftat ist. Ich meine, die Kirche würde
das Vergehen ruhig auffassen, wenn der
Text des Gebets anders gewesen wäre. Der
Text ist gegen Wladimir Putin gerichtet.
Vermutlich haben die Priester Angst, sie
könnten ihre engen Beziehungen zur
Staatsmacht verlieren. Wir haben es ohne
Frage mit politischer Verfolgung zu tun.
Das Ziel ist es, Kritikern des Regimes eine
Lektion zu erteilen. Dass das Kommando
von oben kommt, ist unbestreitbar. Was
den eigentlichen Fall angeht, würde ich
nur einen Freispruch für gerecht ansehen.

Ist das Verfahren aus Ihrer Sicht fair?
Von Gerechtigkeit kann keine Rede sein.
Das Gericht wird nur ein Urteil bestätigen,
das anderswo geschrieben wurde – in der
Staatsanwaltschaft oder von irgendeiner
anderen staatlichen Instanz. Ein russi-
sches Gericht ist Teil der Machtvertikale.
Sollte sich irgendjemand dagegen aufleh-
nen, was unwahrscheinlich ist, wird die
höchste Instanz dies sofort korrigieren.

Der Prozess gegen Pussy Riot begann
zur selben Zeit, als ein Gesetz verabschie-
det wurde, das Nichtregierungsorganisa-
tionen als Agenten des Auslands denun-
ziert. Halten Sie dies für den Beginn ei-
ner Phase staatlicher Strenge?
Eine direkte Verbindung zwischen den Er-
eignissen sehe ich nicht. Mit der Vorberei-
tung waren unterschiedliche Menschen be-
fasst. Eher gibt es eine indirekte Verbin-
dung. Das ist eine gefährliche Tendenz:
Wenn das politische und moralische Anse-
hen der Staatsmacht sinkt, reagiert sie mit
repressiven Maßnahmen. Beide Geschich-
ten bringen das Ansehen des Staates in Ge-
fahr, zumindest in den Augen des aktiven
Teils der russischen Gesellschaft. Dies hat
zur Folge, dass die große Kluft zwischen

Staat und Gesellschaft wächst. Die Men-
schen werden eingeschüchtert. Die Staats-
macht selbst bringt den Mechanismus des
arabischen Frühlings in Bewegung, in dem
sie die Menschen vor die Wahl stellt: sich
abzufinden oder zu rebellieren; einen Kom-
promiss schließt sie selber aus. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Jugend sich damit
abfindet, ist gleich null. Die Wahrschein-
lichkeit, dass Repressionen gegen die Ju-
gend die ältere Generation zwingt, ihre
Zurückhaltung zu vergessen, ist groß.

Trotz der jüngsten Massendemonstratio-
nen hält sich die Kritik in Russland am
Pussy-Riot-Prozess in Grenzen. Ist die
Protestbewegung geschwächt?
Das sehe ich nicht ganz so. Ein einfaches
Beispiel: Pussy Riot wurde in Russland von
sehr bekannten Kulturschaffenden und
Funktionären unterstützt; viele von ihnen
gelten als loyal gegenüber dem Kreml und
Putin. Auch an den Massenprotesten in
Moskau beteiligen sich weiter viele Tausen-
de gebildete Menschen. Eine andere Sache
ist, dass die russische Opposition es nicht
geschafft hat, sich ausreichend an die neu-
en politischen Realitäten anzupassen, um
die Proteststimmung in spürbare politi-
sche Ergebnisse zu verwandeln. Was wird
weiter? Tausende, Zigtausende einsper-
ren? Ich bezweifle, dass unsere Machtelite

dazu bereit ist. Sie sind doch keine Frem-
den, keine Monster, sondern durchschnitt-
liche Beamte, deren Kinder mit unseren
Kindern in dieselben Schulen gehen. Der
Weg eines gewaltlosen Protestes ist darauf
gerichtet, dass ein Teil der Elite begreift,
dass ihr Kampf gegen das eigene Volk in
die Sackgasse führt. Dieser Weg verlangt
Unbeugsamkeit, die Bereitschaft, nicht
Schlag auf Schlag zu antworten. Wir Rus-
sen sind geduldig und hartnäckig.

Die Proteste scheinen bisher auf Putin
keinen großen Eindruck gemacht zu ha-
ben. Ist er zu Recht davon überzeugt,
dass die Mehrheit hinter ihm steht?
Ich denke, Putin nimmt tatsächlich an,

dass der große Teil der russischen Bevölke-
rung ihn unterstützt. Aber das ist nicht
mehr so. Dass ein Teil der Bürger bisher kei-
ne Alternative zu ihm sieht, ist keine Unter-
stützung, sondern Apathie, die vorüber-
geht. Das Problem von Autokraten ist der
Verlust des Realitätssinns. Putin glaubt an-
scheinend sogar, dass die Demonstratio-
nen in Moskau bezahlt wurden, dass die Ar-
beiter im Ural ihn aufrichtig verteidigen.

Mit Ausnahme von Moskau sind die Pro-
teste begrenzt, selbst in Millionenstäd-
ten. Ist die Angst der Russen vor Verände-
rungen, vor einer ungewissen Zukunft
größer, als die Opposition annimmt?
Es wäre naiv, etwas anderes von jenen Men-

schen zu erwarten, die noch die Krise und
die Erschütterungen nach dem Zerfall der
UdSSR in Erinnerung haben. Seine Ansich-
ten zu äußern, dazu entscheiden sich bis-
her vor allem Bürger, die kaum auf den
Staat angewiesen sind. Von ihnen gibt es in
Moskau eine Menge mehr als in der Pro-
vinz. Aber die Lage ändert sich mit dem
Wachsen der Mittelklasse. Eine seriöse Op-
position schaut auf die nächsten drei bis
fünf Jahre, wenn die Mittelklasse einen grö-
ßeren Teil der Bevölkerung in allen Groß-
städten ausmacht.

Glauben Sie, dass der Opposition ein cha-
rismatischer Anführer fehlt, der die Men-
schen im ganzen Land gewinnen kann?
Ein Wechsel von Putin auf einen ähnlichen
Autokraten wäre ein Weg ins Nirgendwo.
Deshalb versucht die Opposition, ihre Kol-
legialität und Koalition zu erhalten. Natür-
lich erschwert dies die Aufgabe, Anhänger
unter traditionell denkenden Bürgern zu
gewinnen, insbesondere in den Provinzen.
Ein Teil der verfassungsmäßigen Befugnis-
se des Präsidenten muss dem Parlament
und der Regierung übertragen werden.

Welche Taktik muss die Opposition wäh-
len, wenn sie mehr Demokratie, mehr
Meinungsfreiheit erreichen will?
Ich bin überzeugt, dass der einzig richtige
Weg gewaltloser Protest ist: Demonstratio-
nen, Streiks, ziviler Ungehorsam. Das Ziel
muss sein, eine Liberalisierung des gesell-
schaftlichen Lebens zu erreichen, ehrliche
Wahlen, die Unabhängigkeit der Justiz und
der Medien, die Beendigung der Repressa-

lien gegen die Opposition und ihre Anhän-
ger. Bisher lehnt die Staatsmacht Dialog
ab. Sie verabschiedet Gesetze, die der Ver-
fassung widersprechen, wie zum Beispiel
das Demonstrationsgesetz. Die Staats-
macht wendet mit Hilfe der unter Kontrol-
le stehenden Gerichte diese Gesetze selek-
tiv an oder ignoriert sie einfach. Das heißt,
gegen die Opposition und ihre Anhänger
wird eine „gesetzliche Gewalt“ angewen-
det. Diese Methode ist typisch für einen
Polizeistaat. In dieser Situation ist politi-
scher Wettbewerb mit dem Regime außer-
halb von Protestaktionen unmöglich.

Wer wäre derzeit überhaupt in der Lage,
Putin herauszufordern?
Heute oder morgen wird jeder beliebige so-
ziale Konflikt für die Staatsmacht gefähr-
lich, der den politischen Protest mit dem
wirtschaftlichen verbindet. Russland ist
vollständig abhängig vom Export seiner
Bodenschätze. Die Infrastruktur ver-

kommt, die Mehrwertsteuer steigt. Die An-
zahl kleiner Konflikte wird größer. Wel-
cher Konflikt eine Kettenreaktion in Gang
setzen wird, lässt sich nicht vorhersagen.
Aber die Wahrscheinlichkeit ist überaus
groß in den nächsten drei bis fünf Jahren.

Was erwarten Sie von Wladimir Putins
Präsidentschaft und von der neuen Re-
gierung von Dmitrij Medwedjew?
Ich würde mir einen breiten Dialog mit der
Gesellschaft wünschen, die schrittweise
Wiedererrichtung von gesetzlich arbeiten-
den staatlichen Institutionen auf den ver-
fassungsrechtlichen Prinzipien der Gewal-
tenteilung, des Föderalismus und einer ört-
lichen Selbstverwaltung, die über Befug-
nisse verfügt. Auf dieser Grundlage würde

ich innerhalb von zwei, drei Jahren Sicher-
heitsgarantien dafür erwarten, dass zu-
rückgetretene Politiker und zugleich die
Opposition am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen können. Danach wäre ein
Machtwechsel durch ehrliche Wahlen von-
nöten. Denn das jetzige Parlament ist nur
halb legitimiert, und Präsident Putin sitzt
schon zu lange auf seinem Posten und ist
schon nicht mehr in der Lage, angemessen
auf die Forderungen der Gesellschaft zu re-
agieren. Allerdings ist leider die Wahr-
scheinlichkeit eines solch günstigen Szena-
rios nicht groß. Wahrscheinlicher ist, dass
die Schrauben angezogen werden, die ver-
fassungsmäßige Ordnung der Verwaltung
durch den Staat weiter zerstört wird, die Re-
pressionen sich verschärfen, die Korrupti-
on wächst und das System bei der nächst-
beliebigen Krise zusammenbricht.

Die deutsche Regierung hat Russland
wegen Ihres Falls mehrmals kritisiert.
Dennoch sind Sie nach wie vor in Haft. Er-
warten Sie, dass sich Berlin stärker für
Sie einsetzt?
Ich bin für die Unterstützung sehr dank-
bar. Leider ist mein Schicksal nicht einzig-
artig. In russischen Gefängnissen sitzen
ungefähr 100 000 Häftlinge wegen wirt-
schaftlicher Paragrafen. Der Fall Yukos ist
ein Symbol für dieses Problem. Ich glaube,
dass die Bundesregierung und die deut-
sche Bevölkerung auch künftig nicht die
Augen vor den Menschenrechtsverletzun-
gen und dem Fehlen einer unabhängigen
Gerichtsbarkeit in Russland verschließen
werden. Deutschland hat enorme Bedeu-
tung für Russland, nicht nur als Käufer von
Rohstoffen. Ohne eine Partnerschaft zwi-
schen unseren Staaten hat Russland kaum
Chancen auf den Bau einer modernen,
hochtechnologischen Industrie.

„Wahrscheinlich ist, dass das
System bei der nächstbeliebigen
Krise zusammenbricht.“

„Putin leidet
unter Realitätsverlust“

Die Unterdrückung der Opposition provoziere einen Aufstand
wie in der arabischen Welt, sagt Michail Chodorkowskij

„Ein Wechsel von Putin auf einen
ähnlichen Autokraten
wäre ein Weg ins Nirgendwo.“

„Zigtausende einsperren?
Ich bezweifle, dass unsere
Machtelite dazu bereit ist.“
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„Die Menschen werden eingeschüchtert.“ Voraussichtlich bis 2016 muss Michail
Chodorkowskij in Haft bleiben. FOTO: DMITRY LOVETSKY

NUR NOCH WENIGE TAGE:

SALE
ITALIEN MACHT DAS DESIGN. WIR RÄUMEN DIE LAGER.

La Nuova Casa Möbelhandels GmbH & Co. KG  ·  München, Landsberger Straße 350  ·  � 0 89 / 5 89 89 -114  ·  Montag – Samstag 10.00 – 20.00 Uhr, Sonntag 13.00 – 17.00 Uhr  
Probewohnen (Sonntag: keine Beratung, kein Verkauf)  ·  www.whos-perfect.de  ·  Weitere Filialen auch in Hamburg, Berlin, Düsseldorf, Köln und Stuttgart


